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Amtsgericht Leer
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IM NA]VIEN DES VOLKES

URTEIL

In dem Rechsstreit

KIäger,

.Alitiengesellschaft, vertr. d. d. Vorstaad (bzw. Vorstandsmitglieder),Ubbo-Emnius-Str.

Beldagte,

Prozessbevol lmächtigte :

hat das Amtsgericht Leer

im schriftlichen Verfatrren nach dem Sachstand vom lg.l.2006 am....iB 5. F.e'i: 2006

durch den RiAG Friedrichs

ftrRechterkanat:

Die K.lage wird abgewiesen.

Die Kosten des Rechtssreits hat der Kläger zu Eagen.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.



(
Tatbestan d und Entscheidunqsgründe:

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gemäß § 495a ZPO abgesehen.

A.

Mit seinem Feststellungsantag wendet sich der Kläger eegen die Erhöhung der Gaspreistarife

zum 1 .9.2004 und 1.8.2005 durch die Beklagte

Dieser Anrag auf Feststellung ist gemäß § 256 ZPO als zulässig arzrsehen. Der Kläger

begeh:r die Feststelh:ng Cer Unbilligkeit der von der Bekiagten vorgenonurenen

Gaspreiserhöhung r:nd in einem aneiten Schrin die Bestimmung der billigen Tariferhöhung

durch das Gericht.

Soweit es um die Feststellung der Unbilligkeit der Gaspreiserhöhung geht, ist das nach § 256

I ZPO erforderliche Feststellungsinteresse des Klägers gegeben. Ein solches schutzwürdiges

Interesse an einer alsbaldigen Feststeliung besteht, wenn eine gegenwärtige Unsicherheit

dadurch droht, das ein Beklagter das Recht eines Klägers ernsthaft besteitet oder sich eines

Rechtes ihm gegenüber bertihmt, tmd wenn das Urteil in Folge seiner Rechtskraft geeignet ist,

diese Gefafu zu beseitigen @GH NIw 1986,250'?; ThomasPuzo, zPo 26 Aufl., § 255 RD.

l4). Vorliegend ist dies der Fall, die Beklagte verlangt vom Kläger einen erhöhten Gaspreis-

B.

Die Feststellungsklage ist jedoch nicht begründet. Der Kläger meint, dass die Beklagte

Offenlegung ihrer Preiskalkulation gcrnäß § 315 tII BGB verpflichtet sei, darnit er

Erhöhung der Gaspreistarife auf ihre Billigkeit hin nachprilfen könne,

Die von der Beklagten vorgenom,men GaspreiserhOhungen zum 1-9.2004 und zum 1.8.2005

r:ntsrliegen in analoger An*'endung des § 315 III BGB der gerichtlichen Billigkeitskontrolle,

Nach seinem Wortlaut setä § 315 III BGB voraus, dass die Ver[agspartner ausdrücklich oder

stillschweigend eine Vereinbanrng getoffen baben, nach der einem d:r beiden ein

Leistungsbestimrnungsrecht zusteht. Vorliegend haben der Kläger und die Beklagte eine

derartige Vereinbarung nicht getroffen.

Ftir die Versorgung des Klagcrs mir Gas gilt viclmefu die Verordnung übcr Allgemeine
Bedingungen für die Gasversorgung von Tariflo:nden (A\IBGasV - Bl 26 d. A.). Danach

werden Tarif- und Bedingungsänderungen allein durch die öffentliche Bekanntgabe wirksam.

zvr

die



I
Die Beklagte hat jew'eils im Vorfeld der Tarifiinderungen ih-re Kunden im -Bezugsgeblet durch

Schaltu:rg von Anzeigen in den regionalen Zeittrngen vorab informiert.

in der höchstichterlichen Rechtssprechrurg ist aber anerkannt, dass die Tarife flir Leistungen

der Daseinsvorsorge, auf deren Inanspruchnahrne der andere Teil angewiesen ist, einer

Kontrolle nach § 315 BGB Qedeofalls analog) unter-worfen sind (Palandt/Fleinrichs, BGB 54.

Aufl., § 315 Rn.4).

_2.
Diese Konkolle ist nicht durch die Bestimmungen Ces Gesetzes gegen

Wenbewerbsbeschränl«rngen (GWB) gehindert. Die Anwendbarkeit des § 3l5IiI BGB wird

durch die ka:tellrechtliche Regelung des § 19IV Nr. 2 6WB nicht ausgeschlossen.

Das GWB als Kärtellgesetzund § 315 III BGB haben unterschiedlicheZielsetzungen. Druch

die Regelungen im GWB sollen die Nachteile ausgeglicben werden, die sich aus dem

fehlenden Wenbewerb ergeben. § 315 III BGB hingegen, -renzt die einer Partei übertragende

Rechtsmacht, den Inhalt des Veru"ages einseitig zu bestimmen, ein CBGH NJW-RR L992,183,

r 85).

Die von Beklagtenseite vorgelegte Entscheidr.rng des OLG Sruttgart vom 17 .12.2005 - /\2. 2

U 84/04 - (Bl -55 d. A.) steht dieser Beurteilung nicht entgegen, da sich die dortige

Sachverhaltskonstellation anders darstellt (Srreit aveier Haodelsunternehrnen über

ausgehandelte Preise).

3.

Diese Offenlegungsverpflicharng kann in bezug auf die Beklage jedoch nicht bejaht werden.

Eine Verpflichtung der Beklagten zur Offenlegung ihrer gesamten Preiskalkulation kann dem

§ 3l5II1 BGB uicht entnommen werden.

Wie die Bekiagte in ifuem Schriftsatz vom 23.12.2005 dargelegl bat, mag dieses beim

Stompreis anders sein, dort gibt es allerdings auch gesetzliche Gnrndiagen, die zr: einer

Offenlegung verpflichten. Beirn Srompreis handelt es sich um einen

genehmigungspflichtigen Kostenpreis, der nicht am Marktpreis zu messen ist.

Da es eine solche gesetz[che G:-undlage im Hrnblick auf den Gaspreis nicht gibt, weil es sicb

eben um einen Markt- und nicht urn einen Kostenpreis handelt, kann eine Offenlegung der

Preiskal]<ulation nicht vom Klager begeh-rt werdcn.

Auch werrn der BGH entschieden hat, dsss unter Umständen dem Bestimmungsberecbtigten

eine Verpflichnrng zur Offenlegung seiner Preiskalkulation rreffen kann, so gilt diese



t-
Verptlichtung jeclocb nicht in jedem Fall. Voraussetzllng ti.ir erne solche VerDlucnnrng wären

weitere Anhaltspunkte, die eine unangernessene Gaspreiserhöhung offensicbtlich erscheinen

ließen. In Betracht kZime hier ein Vergleich mit dem Gaspreis anderer am Marict tätiger

Ga.s[eferan.t9q. I-trr Rahmen des § 315 III BCB ist ein objektiver Maßstab aDzulegen, der sich

an der Marktüblichkeit des Preises orientiert. Ist demnach der von der Bekla-rten geforderte

Gaspreis nach der Erhöhung marlttiblich, so kann von einer unangemessen Gaspreiserhcihung

keine Rede sein und eine Offenlegrrng der Preiskallorlation nicht verlangt werden.

Die Beklagte hat hiera-r vorgetagen und Belege dafür vorgelegg z. B. den bundesweiten

Gaspreisvergleich (E1.62 d.A.) und den Vermerk des BKanA vomlT-2.2005 (81, 61 d. A.),

dass sie eine der güDstigsten Anbieter von Gas ist. Diese Preisgilrstigkeit hat auch die

Stifrr:ng Warentest in der Ausgabe 7n005 ihrer Zeitschrift besüitigI.

Des weiteren hat die Beklagte durch Schreiben (Bl. 102 - 107 d. A.) ihrcr Vorlieferaatcn

nachgewiesen, dass sich ihre Bez:gskosten erhöht haben und daher eine Umlegung dieser

.- Kosten durch Erhöhung der Tarife aus betriebswirtschaftlicher Sicht erforderlir'h rvar. Diese

Umlegung hat die Beklagte auch nicht dazu ausgenutzt einen Gewinn zu erzielen, wie die

I#'irtsciraftsprilfrurgsgesellschaft Ernst&Young AG in ihrern Gutachten vom 28.11.2005 (Bl.

1 08f d. A.) dargestelit hai.

Aus den vorgenamten Linterlagen geht hervor, dass die Beklagte im Verg'ieich zu anderen

Anbietem weitaus preisgünstiger ist. Dieser Vortag wird auch vom Klager nicht

angezrxeifelt. Der von der Beklaglen eingeforderte Gaspreis ist daher ,weil eben nicht

unarlgemesscn, als billig anzusehen. Eine Verpflichrung au Offenlegung scheidet daher aus.

Mangels weiterer Substantiierung des Klägervortrages war di: Klage abzuweisea.

Gemäß § 51 1 IV ZPO ist die Ben:fung anzulassen, weil die Rechtssache prundsätzliche

Bedeutr:ng hat turd auch die Sichenurg ei.uer einheitlichen Rechtssprechung eine

Entscheidung des Berufi:ngsgerichts erfordert.

Die prozessuaienNebenentscheidungen folgen aus §§ 91,713 ZPO.


